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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. September 1978 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Ich übersende Ihnen unter Bezug auf meine Erklärung vom 11. Mai 
1978 im Deutschen Bundestag den Wortlaut des deutsch-sowjetischen 

Wirtschaftsabkommens. 

Ich würde es begrüßen, wenn der Deutsche Bundestag diesem Abkom-
men und seiner politischen Zielsetzung in Form einer Entschließung 

seine Zustimmung erteilen würde. 

Schmidt 
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Abkommen 
über die Entwicklung und Vertiefung der langfristigen Zusammenarbeit 

der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

auf dem Gebiet der Wirtschaft und Industrie 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetre-
publiken, 

Eingedenk ihrer im Vertrag vom 12. August 1970 zum 
Ausdruck gebrachten Entschlossenheit zur Verbesserung 
und Erweiterung der Zusammenarbeit, einschließlich der 
wirtschaftlichen Beziehungen, im Interesse beider Staa-
ten, 

Unter Bezugnahme auf das Abkommen über Allgemeine 
Fragen des Handels und der Seeschiffahrt vom 25. April 
1958, das Abkommen über die Entwicklung der wirt-
schaftlichen, industriellen und technischen Zusammen-
arbeit vom 19. Mai 1973, das Abkommen über die wei-
tere Entwicklung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
vom 30. Oktober 1974, 

In Würdigung der bisher erzielten erheblichen Fort-
schritte auf dem Gebiet der wirtschaftlichen, industriellen 
und technischen Zusammenarbeit zwischen beiden Staa-
ten, 

In dem Bestreben, den gesamten Bereich der Bezie-
hungen zwischen den beiden Staaten kontinuierlich zu 
entwickeln und zu vertiefen, 

In der Überzeugung, daß eine Ausweitung und In-
tensivierung ihrer langfristigen Zusammenarbeit im Be-
reich der wirtschaftlichen, industriellen und technischen 
Beziehungen nicht nur im gemeinsamen Interesse beider 
Staaten liegt, sondern einen wichtigen Beitrag zur lang-
fristigen Zusammenarbeit in ganz Europa leistet, 

In dem Wunsch, diese Zusammenarbeit auf einer lang-
fristigen Grundlage zu verwirklichen, 

In der Erkenntnis, daß die Vertiefung der wirtschaft-
lichen, industriellen und technischen Zusammenarbeit in 
Europa entsprechend der Schlußakte der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, unterzeichnet 
in Helsinki am 1. August 1975, der internationalen Ent-
spannung und dem Frieden in Europa und in der Welt 
dient, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien setzen sich zum Ziel, die wirt-
schaftliche, industrielle und technische Zusammenarbeit 
zwischen beiden Staaten als ein wichtiges und notwen-
diges Element für die Festigung der bilateralen Beziehun-
gen auf einer stabilen und langfristigen Grundlage zu 
fördern. Im Hinblick auf die Langfristigkeit der zwischen 
den jeweiligen Unternehmen und Organisationen ver-
einbarten oder in Vorbereitung befindlichen und zukünf-
tigen Projekte, insbesondere in den Bereichen Rohstoffe 
und Energie, streben die Vertragsparteien eine weitere 
Intensivierung der Zusammenarbeit auf der Basis des 
gegenseitigen Nutzens an. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien werden die Weiterentwicklung 
der Zusammenarbeit insbesondere in folgenden Bereichen 
unterstützen: 

Errichtung, Ausbau und Modernisierung von Industrie-
anlagen und -betrieben; 

gemeinsame Entwicklung und Produktion von Aus-
rüstungen und anderen Erzeugnissen; 

Gewinnung und Verarbeitung von Rohstoffen, ein-
schließlich Meeresbergbau; 

Zusammenarbeit im Bereich der Energie; 

technische Zusammenarbeit zwischen den jeweiligen 
Betrieben und Organisationen; 

Zusammenarbeit im Bank- und Versicherungswesen, 
Transportwesen und in anderen Dienstleistungsberei-
chen; 

Zusammenarbeit mit Unternehmen und Organisationen 
dritter Länder. 

Für die Zusammenarbeit kommen insbesondere folgende 
Industriezweige in Betracht: Maschinen- und Fahrzeug-
bau, Hüttenwesen, Chemie, Elektrotechnik einschließlich 
elektronische Industrie sowie die Konsumgüterindustrie. 

Artikel 3 

Die Vertragsparteien werden einen möglichst umfas-
senden Austausch von wirtschaftlichen Information en 
fördern, um die beiderseitigen Absatzmöglichkeiten zu 
verbessern. Dabei werden sie im Rahmen der geltenden 
Gesetze und Regelungen auch weiterhin die Geschäfts-
kontakte und Arbeitsbedingungen für Handelsförderungs-
stellen und Einkaufskommissionen, Vertretungen von 
Unternehmen und Organisationen, Gemischte Gesell-
schaften und technisches Personal sowie die Veranstal-
tung von Messen, Fachausstellungen, Symposien und 
ähnlichen Veranstaltungen unterstützen. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien werden sich bemühen, bei der 
Entwicklung der wirtschaftlichen, industriellen und tech-
nischen Zusammenarbeit zwischen den beiden Staaten 
den Grundsätzen der internationalen Arbeitsteilung und 
den Gegebenheiten der jeweiligen Märkte Rechnung zu 
tragen. Bei großen und langfristigen Projekten kann im 
Falle beiderseitigen Interesses die Zusammenarbeit mit 
der Lieferung von Erzeugnissen verbunden werden, die 
aus dieser Zusammenarbeit hervorgehen. 

Artikel 5 

Angesichts der Bedeutung, die die Finanzierung ein-
schließlich der Gewährung von mittel- und langfristigen 
Krediten für die weitere Entwicklung der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit hat, werden die Vertragsparteien, um 
die Ziele dieses Abkommens zu erreichen, hinsichtlich der 
Gewährung von Bürgschaften Anstrengungen unterneh- 
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men, damit mittel- und langfristige Kredite im Rahmen 
der in jedem der beiden Staaten bestehenden Regelungen 
zu möglichst günstigen Bedingungen gewährt werden. 

Artikel 6 

Die Kommission der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken für wirt-
schaftliche und wissenschaftlich-technische Zusammen-
arbeit wird beauftragt, die praktische Durchführung die-
ses Abkommens unter Beteiligung der zuständigen und 
interessierten Stellen der Wirtschaft zu unterstützen und 
zu überwachen. Zur Verwirklichung der Ziele dieses 
Abkommens wird die Kommission unter Beteiligung der 
genannten Stellen ein langfristiges Programm über die 
Hauptrichtungen der Zusammenarbeit ausarbeiten. 

Artikel 7 

Entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 3. Sep-
tember 1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung 
mit den festgelegten Verfahren auf Berlin (West) aus-
gedehnt. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen berührt nicht die von den Vertrags-
parteien früher geschlossenen zweiseitigen und mehr-
seitigen Verträge und Vereinbarungen. In diesem Zu-
sammenhang werden die Vertragsparteien, falls erfor-
derlich, auf Vorschlag einer Vertragspartei Konsulta-
tionen durchführen, wobei diese Konsultationen jedoch 
die grundlegende Zielsetzung dieses Abkommens nicht 
in Frage stellen dürfen. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen ist auf eine Laufzeit von 25 Jahren 
angelegt. Es hat eine anfängliche Geltungsdauer von 10 
Jahren, nach deren Ablauf es durch Vereinbarung der 
Vertragsparteien jeweils um weitere 5 Jahre fortgeführt 
wird. 

Artikel 10 

Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald die Vertrags-
parteien die Mitteilungen austauschen, daß die hierfür 
in jedem der beiden Staaten erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt sind. 

GESCHEHEN zu Bonn am 6. Mai 1978 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wo-
bei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Im Namen der Bundesrepublik Deutschland 

Helmut Schmidt 

Hans-Dietrich Genscher 

Im Namen der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

L. Breschnew 

A. Gromyko 
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